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Röntgenstörstrahlung: Beendete Verfahren 
gegebenenfalls wieder aufnehmen  

    24. Januar 2001 - 0062  

AG Sicherheitsfragen  

Röntgenstörstrahlung: Beendete Verfahren gegebenenfalls 
wieder aufnehmen  

Zu Berichten über Gesundheitsschäden bei 
Radartechnikern der Bundeswehr erklärt der zuständige 
Berichterstatter der AG Sicherheitsfragen, Dr. Hans-Peter 
Bartels:  

Wir begrüßen, dass das Verteidigungsministerium eine 
weitergehende Überprüfung veranlasst, um mögliche 
Zusammenhänge zwischen Radar- oder 
Röntgenstörstrahlen und Erkrankungen von Soldaten 
aufzuklären. Die bisher vorliegenden Studien beziehen 
sich auf den Zeitraum der 70er bis Anfang der 90er Jahre. 

Sollte ein ursächlicher Zusammenhang mit der Radarbe 
strahlung festgestellt werden, muss den betroffenen Men 
schen beziehungsweise ihren Angehörigen unverzüglich ge 
holfen werden. Es ist durch die Verantwortlichen zu 
prüfen, ob die Radaranlagen ausreichend abgeschirmt 
waren und die geltenden Sicherheitsbestimmungen 
eingehalten wurden. Sollte dies nicht in jedem Einzelfall so 
gewesen sein, muss unverzüglich Abhilfe geschaffen 
werden.  
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Die jetzigen medizinischen und technischen 
Untersuchungen sollten möglichst noch in diesem Jahr 
abgeschlossen werden, sofern dies wissenschaftlich 
vertretbar erscheint.  

Die Bearbeitungsdauer von Anträgen auf Anerkennung 
einer Wehrdienstbeschädigung bedürfen einer 
Überprüfung, damit schnellstmöglich eventuell Betroffenen 
geholfen werden kann.  

Im Lichte jetzt gewonnener neuer Erkenntnisse oder neuer 
Grenzwerte müssen auch beendete Verfahren auf 
Anerkennung einer Wehrdienstbeschädigung 
gegebenenfalls neu geprüft werden.  
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